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Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 120 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd»
liche Verhandlung am 30„ März 1967 durch

Senat8präsident R a a c k

' „Vorsitzender=‚

Bundesrichter S c h m i d t h a 1 s und
Bundesrichterin G e y s e r,

„
Bundessozialrichter G'l & d e b e c k und

Bundessozialrichter Z 0 l 1 e n k o p_f ‘

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 18e April 1963

wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatteno
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Der Rechtsstreit betrifft die Frage, welches der ”bishe—

rige Beruf" des Klägers als wesentlicher Punkt für die

Beurteilung seiner Erwerbsfähigkeit ist (@ 1246 Abs„ 2

Satz 2 der Reiohsversicherungsordnung -RVO—)o

Der 1955 geborene Kläger war von 1921 bis 1940 solbstäné

diger Landwirt im Sudetenland° Von 1940 bis 1946 leistete

er Wehrdienst und befand sich in Kriegsgefangensehafto

Von 1946 bis 1958 war er als Gespannführer an seinem jetzi—

gen Wohnort beschäftigte Während dieser Zeit sind für ihn

Beiträge zur Arbeiterrentenversicherung „ArV) entrichtet

wordeno Seit 1961 ist er als Packer in einer Webwarene

großhandlung beschäftigte

1959 beantragte der Kläger nach einem Arbeitsunfall Ver—
sichertenrente aus der Aer Die Beklagte lehnte den Rene

tenantrag durch Bescheid vom 160 Se;tember 1959 mangels

Berufsunfähigkeit ab„ Das Sozialgericht (SG; hat durch Ure

teil vom 200 August 1961 die Klage abgewiesen„ Das Lahn

dessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 180 April 1963

die Berufung zurückgewiesen° Zur Begründung hat es ausge—

führt, der Kläger habe zwar einen bestimmten Beruf erlernt,

denn er sei selbständiger Landwirt gewesen und habe zu Be=

ginn dieser Tätigkeit eine landwirtschaftliche Schule mit
gutem Erfolg besuchte Doch könne die Tätigkeit als selb«

ständiger Landwirt nicht bei der Beurteilung seiner Berufs-

fähigkeit herangezogen werden, weil der Kläger als solcher

nicht versicherungspflichtig gewesen sei° Er sei lediglich

als Gespannfuhrer versicherungspfliohtig gewesenn Hierbei

handle es sich weder um eine gelernte noch um eine ange—

lernte Tätigkeit° Zwar bedürfe die Tätigkeit als Gespann—

führer einer längeren Einarbeitung; doch gendge es, daß
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“#3“

ein Gespannführer vorher Hilfsarbeiter gewesen sei.‘

Auch in den Tarifverträgen für Landarbeiter sei der

Gespannführer mit dem Hilfsarbeiter in Lohngruppe II

eingeordnet, wenn auch innerhalb dieser Gruppe in

eine besser entlohnte Abteilung° Somit sei beim Klä—

ger von dem Berufsbild des einfachen Landarbeiters

auszugeheno Damit, daß der Kläger aus gesundheitlichen

Gründen nicht mehr als landwirtschaitlicher Arbeiter

tätig sein könne, sei er noch nicht berufsunfähigo

Zwar sei sein Verdienst als Packer um etwa looc——DM

niederiger als sein bisheriges Einkommen als Gespann—

führer„ Diese Einkommensminderung bedeute aber dann

noch keinen sozialen Abstieg, so daß dem Kläger die

jetzige Tätigkeit ■iuht zuzumuten wäre, wenn diese

Tätigkeit in der sozialen Wertung nicht wesentlich

unter der eines Gespannführers liege, Was sicherlich

nicht der Fall sei, Somit stehe dem Kläger eine Rente

wegen Berufsunfähigkeit noch nicht zu, - Das LSG hat

die Revision zugelassen„

Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt9

die angefochtene Entscheidung, das Urteil

des SG Gießen vom 20° August 1961, sowie

den Bescheid der Beklagten vom 16° Septem—

ber 1959 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, dem Kläger Berufsunfähigkeitse

_(BU—} Rente ab 10 Oktober 1959 zu gewähren‚

Der Kläger führt aus, es dürfe bei ihm, als einem

vertriebenen gelernten Landwirt, nicht allein von

der versicherungspflichtigen Beschäftigung als Ge—

spannführer ausgegangen werden° Zur Zeit seiner Ver—

treibung sei er bereits 51 Jahre alt gewesen° In

den Jahren vor der Währungsreform und vor der Ein—

gliederung der vertriebenen Landwirte in die Land—
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wirtschaft der Bundesrepublik hätten die vertriebenen Land—

wirte keine besonderen Wahlmöglichkeiten hinsichtlich

ihres Broterwerbs gehabtu Er sei nicht aus eigener Ini+]

tiative Gespannführer geworden, sondern aus der Not der

damaligen Zeita Unter diesen Voraussetzungen könne nicht

allein auf die versicherungspflichtige Beschäftigung eb—

gestellt werden° Bei Vertriebenen und Flüchtlingen müßten

andere Maßstäbe angelegt werden°

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweiseno

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

II

Die Revision ist zulässig, aber nicht begründet° Der Auf—

fassung des Klägers, bei Vertriebenen sei ausnahmsweise

der vor der Vertreibung nicht versicherungspflichtig aus—

gedbte Beruf als "bisheriger Beruf" im Sinne des 5 1246

Abs° 2 RVO anzusehen, kann nicht gefolgt werden°

Der Revisionskläger greift die Feststellungen des LSG

über sein Berufsleben und seine körperliche Leistungs—

fähigkeit nicht an„ Diese Feststellungen sind deshalb für

das Revisionsgericht bindend (@ 163 des Sozialgerichtsge—

setzes —SGG—)°

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozislgé—

richte (BSG) kann bei fflichtversicherten als bisheriger

Beruf im Sinne des 5 1246 Abs. 2 Satz 2 EVO nur die ver—
siCherungspflichtig ausgeübte Beschäftigung oder Tätig—

keit zugrunde gelegt werden„ Der "bisherige Beruf" muß

ein Beruf gewesen sein, in dem der Berechtigte versichert

e pfliehtversichert _ gewesen ist° Nur der Versicherungs—
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pflichtig ausgedbte Beruf ist Versicherungsgegenstand;

nur mit diesem Beruf hat der Berechtigte den Schutz

der Rentenversicherung erlangt„ Deshalb ist dieser Be—

ruf allein rechtserheblich für die Feststellung von

Berufsunfähigkeit (vglc una° BSG 7, 66; 19, 57, 59;

19,217; 24‚ 7, 1o_fi')o

von diesem die Rentenversicherung beherrschenden

Grundsatz kann bei Vertriebenen und Flüchtlingen keine

Ausnahme gemacht werden9 die zu einer versicherungs—

fremden Auslegung des Gesetzes führen würde° Die Ein—

schränkung in BSG 249 7, 10 beim bisherigen Beruf

komme "in der Regel" nur eine versicherungspflichti—

ge Beschäftigung in Betracht, bezieht sich auf

"Selbstversicherte", also auf Personen, die ohne Zu—

Sammenhang mit einer bestimmten Beschäftigung den

Versicherungsschutz erlangt haben„ Die die Vertriebe—

nen und Flüchtlinge betreffenden Vorschriften der

EVO geben jedoch keinen Anhalt dafür, daß bei diesem

Personenkreis die Berufsunfähigkeit nach anderen

Grundsätzen zu beurteilen sei als bei sonstigen Ver—

sichertena Die frühere selbständige Erwerbstätig—

keit der Flüchtlinge. und Vertriebenen wird nicht

nachträglich als pflichtversicherte Berufsausübung

in die Versicherung einbezogen oder, wie bei der

Nachversicherung (@ 1252 Abs„ 5 a EVO)9 einer ren—
tenversicherungspflichtigen Beschäftigung gleich—

gestellte Die nach Art. 2 5 52 Abs° 1 des Arbeiter—
rentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG)

mögliche Nachentrichtung von Beiträgen kann nicht

wie eine Nachversicherung behandelt werden; denn
die Voraussetzungen der — zwingend vorgeschriebe—'

nen — Nachversicherung (5‘1232 Abs° 1 bis 5 RVG)

sind von den Voraussetzungen einer freiwilligen
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Beitragsnachentrichtung von Vertriebenen (Art° 2 % 52

ArVNG) Völlig verschiedeno

Die besonderen Umstände, die einen Versicherten zur Auf—

nahme einer Beschäftigung veranlaßt haben, die weniger

beurfliche Fähigkeiten und Kenntnisse verlangt, als er
besitzt, sind grundsätzlich unerheblich, es sei denn, der

bisher versicherungspflichtig ausgeübte Beruf kann aus

gesundheitlichen Gründen nicht mehr fortgeführt werden

(BBG 19‚ 57, 59)° Der Gedanke, daß nicht gesundheitliche

Gr;nde für die Ausübung eines minder qualifizierten Be—
rufs bei der Frage der BU rcchtserheblieh seien, wider“

spricht @ 1246 EVO, wonach nur die gesundheitliche Fähig—
keit, den Beruf weiter ausüben zu können, versichert ist,

Daher kann es nicht berücksichtigt werden, wenn der Kläe

ger nach der Vertreibung durch die besonderen Nachkriegs—

verhältnisse keine Beschäftigung als gelernter Landwirt

gefunden hat° ,

Die Entschädigung für Vertreibungsschäden des Klägers

gehört im übrigen zu den Aufgaben des Lastenausgleichs,

nicht der Sozialversicherung°

Das LSG hat somit zu Recht den BerufcänesGespannfUhrers

als den "bisherigen Beruf? des Klägers angenommen°

Die Ausführungen des LSG entsprechen auch im übrigen der

Rechtsprechung des BSG° Das LSG hat zu Recht die Bewer—

tungsmerkmale (@ 1246 Abs° 2 Satz 2 EVO) des "bisherigen

Berufs" eines Gespannführers nach objektiven Gesichts—

punkten beurteilt° Es hat daher zu Recht nicht die beson—

deren Verhältnisse des Klägers, sondern die an sich für

einen Gespannführer notwendige Ausbildung und die allge—

meine Bedeutung des Berufe des Gespannführers in der Land—
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_ 7 _

wirtschaft als maßgeblich für die Einordnung dieses Be—

rufe in die Einteilung in Lehrberufe, Anlernberufe und

ungelernte Tätigkeiten angesehen (vgl° BSG vom 9„901966

in SozR Nro 17 zu 5 46 des Reichsknappschaftsgesetzes).

Es ist auch nicht zu beanstanden, daß das LSG bei der

Einordnung des Berufe des Gespannführers, der kein an-

erkannter Lehr— oder Anlernberuf ist, die lohnmäßige

Behandlung dieses Berufe im Verhältnis zu anderen Be—

rufen der Landwirtschaft in den einschlägigen Tarif—

verträgen mit herangezogen hat°

Somit hat das LSG dem Kläger die Tätigkeit als Packer

ohne Gesetzesverletzung zugemutet und Berufsunfähig—

keit verneint°

Die Revision ist daher nicht begründet und zurückzu—

weisen° Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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